
 

Landgericht 
Oldenburg 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

5 O 1295/26 
 

In dem einstweiligen Verfügungsverfahren 

Jan Henning Bode,
  
  - Verfügungskläger (im Folgenden „Kläger“ bezeichnet)  - 
 
Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwältin Martina Flade, Kaßbergstr. 26, 09112 Chemnitz 

 
gegen 
 

 
  - Verfügungsbeklagte (im Folgenden „Beklagte“ bezeichnet) - 
 
Prozessbevollmächtigte: 

 
wegen Persönlichkeitsrechtsverletzung durch Internetveröffentlichungen 
 
hat das Landgericht Oldenburg –  durch den Vorsitzenden Richter am 
Landgericht auf die mündliche Verhandlung vom 02.07.2026 für 
Recht erkannt: 

1. Der Beklagten wird bei Vermeidung eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung 
festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000 EUR, ersatzweise 
Ordnungshaft, oder Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, untersagt, 
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1. in Bezug auf den Kläger Jan Henning Bode das Folgende zu behaupten 
und/oder behaupten zu lassen und/oder zu verbreiten und/oder verbreiten zu 
lassen und/oder zu veröffentlichen und/oder veröffentlichen zu lassen: 

a) „[...] und habe schwerste Gewalt durch ihn erfahren.“ 

b) „Was mit Schlägen begann, endete Wochen später damit, dass er mich 
so heftig trat, dass ich durch den Flur flog, bewusstlos wurde und mir 
schwere Kopfverletzungen zuzog.“ 

c) „Das war der Beginn von mehreren Tagen, während denen er mich in 
der Wohnung einschloss und nicht gehen ließ.“ 

d) „Er hat mich immer wieder geschlagen, getreten, gefoltert und 
vergewaltigt.“ 

e) „Er hat unter anderem Zigaretten auf meinem Körper ausgedrückt, 
meinen Kopf unter Wasser gehalten und vieles mehr.“ 

f) „Wenn ich mich zu sehr wehrte, hat er mich gezwungen, hochprozentigen 
Alkohol zu trinken.“ 

g) „Während dieser Tage und danach hat er massiv mit Gewalt gegen mich 
und mir nahestehende Personen gedroht, falls ich jemals etwas darüber 
erzählen sollte.“ 

h) „Als Folge dieser schwersten sexuellen und körperlichen Gewalt war ich 
anschließend länger im Krankenhaus, davon mehrere Tage auf der 
Intensivstation.“ 

i) „Die physischen und psychischen Folgen begleiten mich bis heute.“ 

wie geschehen am 18.05.2026 und am 01.06.2026 auf der Plattform 
Indymedia sowie am 20.05.2026 auf der Plattform Tumulte. 

2. Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte. 

3. Der Streitwert wird auf 25.000 € festgesetzt. 

Tatbestand 

Der Kläger ist Inhaber der Kampfsportschule Grapple & Strike in Bremen. 

Am 18.05.2026 und 01.06.2026 wurden auf der Plattform „de.indymedia.org“ und am 

20.05.2026 auf der Plattform „Tumulte.org“ anonym verfasste Textbeiträge über den Kläger 

veröffentlicht, die unter dem Titel „Outcall Henning Bode Grapple & Strike Bremen“ standen, 

u.a. mit folgendem Inhalt: 
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,,Ermutigt durch den Grapple&Strike Outcall (zum Nachlesen hier: 
habe ich mich nach langer Zeit dazu 

entschlossen zu veröffentlichen, was [der Kläger] getan hat und werde nicht länger 
schweigen. 

(…) 

In den 90er Jahren hatte ich eine kurze Beziehung mit Henning und habe schwerste 
Gewalt durch ihn erfahren. Was mit Schlägen begann, endete Wochen später damit, 
dass er mich so heftig trat, dass ich durch den Flur flog, bewusstlos wurde und mir 
schwere Kopfverletzungen zuzog. Das war der Beginn von mehreren Tagen, während 
denen er mich in der Wohnung einschloss und nicht gehen ließ. Er hat mich immer 
wieder geschlagen, getreten, gefoltert und vergewaltigt. Er hat u.a. Zigaretten auf 
meinem Körper ausgedrückt, meinen Kopf unter Wasser gehalten und vieles mehr. 
Wenn ich mich zu sehr wehrte, hat er mich gezwungen, hochprozentigen Alkohol zu 
trinken. Während dieser Tage und danach hat er massiv mit Gewalt gegen mich und mir 
nahestehende Personen gedroht, falls ich jemals etwas darüber erzählen sollte. Als 
Folge dieser schwersten sexuellen und körperlichen Gewalt war ich anschließend länger 
im Krankenhaus, davon mehrere Tage auf der Intensivstation. Die physischen und 
psychischen Folgen begleiten mich bis heute. Ich habe Jahrzehnte und viel Therapie 
gebraucht, um darüber sprechen zu können und habe mich massiv eingeschränkt und 
Städte und Orte gemieden, an denen er sich aufhalten könnte. Damit ist jetzt Schluss! 
Ich werde nicht länger schweigen und hole mir meine Räume zurück! Aus 
Sicherheitsgründen möchte ich anonym bleiben und bitte alle Personen, die zu Henning 
in Kontakt standen und stehen, keine Informationen 

Dazu wird auf die Anlagen AST 1.1, 1.2.1, 1.2.1, 1.3 zur Antragsschrift Bezug genommen. 

Es handelt sich um Plattformen, die es erschweren, dass Textbeiträge zum Urheber 

zurückverfolgt werden können.  

Die streitgegenständlichen Veröffentlichungen wurden zudem über die E-Mail-Adresse 

weiterverbreitet. Sie wurden am 18.05.2026 per E-Mail an eine 

Kampfsportschule und am 20.05.2026 per E-Mail an eine Kampfsportschule 

 weitergeleitet. 

Nach Kenntniserlangung von den Veröffentlichungen ließ der Kläger die Beklagte mit Schreiben 

seiner Bevollmächtigten am 11.06.2026 vergeblich abmahnen. 

Der Emaildienst „proton.me“, den auch die Beklagte mit der Adresse 

“ für ihre Antwort auf die Abmahnung nutzte, wirbt mit einem hohen 

Maß an Verschlüsselung und der Möglichkeit einer weitgehend anonymen Nutzung. Nach den 

Angaben des Anbieters können Konten ohne Angabe umfangreicher personenbezogener 

Daten eingerichtet werden. Zudem werden Funktionen angeboten, die eine Identifizierung des 

Nutzers erschweren können. 
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Bereits im März dieses Jahres erfolgte auf der Plattform „de.indymedia.org“ ein erster anonymer 

sog. „Outcall“ gegen Verantwortliche von Grapple & Strike –unter namentlicher Nennung des 

Klägers – wegen angeblich erlittener traumatischer Erlebnisse (Anlage AG 3 Bl. 8 f AB AG), 

endend mit einem Aufruf an ebenfalls Betroffene, sich unter einer Emailadresse zu melden. 

Darin heißt es auszugsweise „Uns verbinden sich stark ähnelnde Erfahrungen mit dem Inhaber 

und Lehrendem der Kampfsportschule, [dem namentlich benannten Kläger], in Form von durch 

ihn ausgeübter psychischer Gewalt, Manipulation und Machtmissbrauch.“ 

Der Kläger leitete bis zu den streitgegenständlichen Äußerungen an der Hochschule Bremen 

das Seminar „Sozialpolitik und Autoritarismus“. Auch leitete der Antragsteller im Rahmen einer 

langjährigen Zusammenarbeit Seminare für die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 

(GEW). Ein für den 06.06.2026 geplantes Seminar wurde abgesagt. 

Die Beklagte versuchte vor geraumer Zeit, über die Zeitung „ Recherchen über ihr vom 

Kläger in den 90er Jahren zugefügte Mißhandlungen und Verletzungen anzustoßen, was diese  

mangels Vorliegens glaubwürdiger Belege ablehnte.  

Der Kläger behauptet, die Veröffentlichungen stammten von der Beklagten. Sie bleibe dabei 

bewusst in der Anonymität des Internets und agiere aus dem Verborgenen. Er habe der 

Beklagten niemals Gewalt angetan. Die veröffentlichten Inhalte seien – mit Ausnahme der 

Affäre – unwahr. Die Beklagte habe dieselben Behauptungen bereits über Jahre hinweg 

gegenüber Dritten verbreitet. Die Absagen seiner Seminare beruhten – zumindest auch – auf 

den Veröffentlichungen.  

Der Kläger beantragt den Erlass einer einstweiligen Verfügung mit dem Inhalt, 

 wie erkannt. 

Die Beklagte beantragt,  

 den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung zurückzuweisen. 

Sie habe die in der Antragsschrift genannten Artikel weder veröffentlicht noch autorisiert und 

auch nicht in Auftrag gegeben. Sie verkehre weder auf derartigen Internetplattformen, noch 

stehe sie diesen in irgendeiner Form nahe. Sie habe auch technisch keine Möglichkeit, die 

rnetseiten zu löschen oder darauf hinzuwirken. Die Emailadresse 

nutze sie nicht.  

Die angegriffenen Äußerungen träfen allerdings zu. Im Rahmen der damaligen Beziehung sei 

es zu den genannten Übergriffen gekommen, die sie jedoch aus Angst und Scham seinerzeit 

weder angezeigt noch sonst in irgendeiner Form verfolgt habe. Sie befinde sich aufgrund der 
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nach wie vor traumatischen Folgen der Übergriffe in therapeutischer Behandlung. Sie habe 

davon nur einem engen Personenkreis im vertraulichen Rahmen erzählt, jeweils ohne 

Autorisierung einer Veröffentlichung. 

Sie habe kein Interesse, den Kläger öffentlich zu diskreditieren, da sie mit der Sache 

abschließen möchte. 

Sie bestreitet einen ursächlichen Zusammenhang zwischen den Veröffentlichungen und den 

Seminarabsagen mit Nichtwissen. 

Sie meint, wegen einer Vernetzung des Klägers in den einschlägigen Portalen, vor allem 

„de.indymedia.org.“, fehle es an der Eilbedürftigkeit. 

Das ursprünglich beim LG Frankfurt / Main eingeleitete Verfahren ist mit Beschluss vom 

22.06.2026 mangels örtlicher Zuständigkeit mach hierhin verwiesen worden.  

Die Parteien wurden in der Verhandlung am 02.07.2026 informatorisch angehört. Dazu wird auf 

die Sitzungsniederschrift verwiesen. 

Entscheidungsgründe 

I.  

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung ist zulässig.  Die örtliche Zuständigkeit des 

Landgerichts Oldenburg ergibt sich aus §§ 936, 919, 32 ZPO. Der Kläger macht gem. § 35 ZPO 

von seinem Wahlrecht Gebrauch, den Antrag vor dem Gerichtsstand der unerlaubten Handlung 

geltend zu machen. Internetinhalte, um die es hier geht, werden zum Abruf bereitgehalten, 

weshalb einschränkend ein hinreichender Bezug zum angerufenen Gerichtsbezirk erforderlich 

ist. Danach muss die als rechtsverletzend beanstandete Internetveröffentlichung einen 

deutlichen Bezug zu dem Ort des angerufenen Gerichts in dem Sinne aufweisen, dass eine 

Kollision der widerstreitenden Interessen auf Grund einer Kenntnisnahme von der 

beanstandeten Veröffentlichung nach den Umständen des konkreten Falls an dem betreffenden 

Gerichtsort erheblich näher liegt, als dies auf Grund der bloßen Abrufbarkeit des Angebots der 

Fall wäre, und die vom Betroffenen behauptete Beeinträchtigung seines Persönlichkeitsrechts 

durch Kenntnisnahme von der Meldung auch an diesem Ort eintreten wird (LG Frankfurt / Main, 

Beschluss vom 20.06.2026, Az. 2-03 O 277/26. Bl. 49 f dA). 

Das ist bezogen auf das für den Wohnsitz der Beklagten zuständige Landgericht Oldenburg 

unter dem Gesichtspunkt des mutmaßlichen Handlungsort der Veröffentlichungen der Fall.  

II.  
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Dem Antrag auf Erlass einer einstweiligen Unterlassungsverfügung ist nach §§ 935, 936, 925 

ff. ZPO stattzugeben.  

1.  

Der der mit dem Antrag geltend gemachte Unterlassungsanspruch ist nach §§ 1004, 823 Abs. 

1 und 2 BGB in Verbindung mit § 186 StGB und Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG begründet. Die 

gegen den Kläger gerichteten streitgegenständlichen Vorwürfe in den streitgegenständlichen 

Beiträgen auf den Internetseiten Indymedia sowie Tumulte.org verletzen den Kläger 

rechtswidrig in seinem allgemeinen Persönlichkeitsrecht.  

a)  

Diese schädigen den Ruf und das Ansehen des in den Beiträgen mit seinem Klarnamen, seinem 

Ort und seiner beruflichen Betätigung explizit genannten Klägers in seiner Privat- und 

Sozialsphäre, letzteres speziell bezogen auf seine berufliche Betätigung als Inhaber einer 

Kampfsportschule.  

b)  

Die Beklagte ist als Störerin für die Veröffentlichungen (mit-)verantwortlich.  

Als Störer im Sinne von § 1004 BGB analog ist jeder anzusehen, der die Störung herbeigeführt 

hat oder dessen Verhalten eine Beeinträchtigung befürchten lässt. Von der Norm erfasst wird 

sowohl der unmittelbare Störer, der durch sein Verhalten selbst die Beeinträchtigung adäquat 

verursacht hat, als auch der mittelbare Störer, der willentlich und adäquat kausal an der 

Herbeiführung der rechtswidrigen Beeinträchtigung mitgewirkt hat. Dabei kann als Beitrag auch 

die Unterstützung oder Ausnutzung der Handlung eines eigenverantwortlich handelnden Dritten 

genügen, sofern der in Anspruch Genommene die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit zur 

Verhinderung dieser Handlung hatte. Die Haftung als mittelbarer Störer darf aber nicht über 

Gebühr auf Dritte erstreckt werden, welche die rechtswidrige Beeinträchtigung nicht selbst 

vorgenommen haben. Der Mitverursachungsbeitrag allein reicht zur Begründung der 

Verantwortlichkeit nicht aus; vielmehr bedarf die Zurechnung der fremden Rechtsverletzung 

einer zusätzlichen Rechtfertigung. Diese besteht in der Regel in der Verletzung zumutbarer 

Verhaltenspflichten, insbesondere von Prüfpflichten. Die Beurteilung, ob und inwieweit dem als 

mittelbarer Störer in Anspruch Genommenen eine Prüfung zuzumuten war, richtet sich nach 

den jeweiligen Umständen des Einzelfalls, wobei die Funktion und Aufgabenstellung des in 

Anspruch Genommenen und die Eigenverantwortung desjenigen, der die rechtswidrige 

Beeinträchtigung selbst unmittelbar vorgenommen hat, zu berücksichtigen sind. Letztlich geht 
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es dabei um den Zuschnitt von Verantwortungsbereichen (zum Ganzen BGH NJW 2026, 1578 

Rn. 50, 51, beck-online, mwN). 

aa) Soweit die Beklagte die Vorwürfe gegen den Kläger seinerzeit im engsten Vertrautenkreis 

erzählt hat (nämlich:

 ), handelt es sich jeweils um privilegierte Äußerungen, 

die nicht im Wege des Unterlassungsanspruchs geltend gemacht werden können. Vertrauliche 

Äußerungen unterfallen grundsätzlich dem durch das allgemeine Persönlichkeitsrecht 

gewährleisteten Privatsphärenschutz (BVerfGE 90, 255 = NJW 1995, 1015 (1016)). 

bb) Der Kläger trägt die Glaubhaftmachungslast für die strittige Urheberschaft oder Beteiligung 

der Beklagten hinsichtlich der Veröffentlichung der beanstandeten Äußerungen auf den beiden 

Internetplattformen als den streitgegenständlichen Verletzungshandlungen. Glaubhaft gemacht 

ist eine Behauptung, wenn eine überwiegende Wahrscheinlichkeit dafür besteht, dass sie 

zutrifft. Dies gilt auch, wenn die Glaubhaftmachung mit Hilfe von Indiztatsachen erfolgen soll. 

Ob die erforderliche Wahrscheinlichkeit gegeben ist, hat das Gericht entsprechend § 286 ZPO 

in freier Würdigung zu beurteilen (zum Ganzen BeckOK ZPO/Bacher, 60. Ed. 1.3.2026, ZPO  

§ 294 Rn. 3). 

Die Kammer gelangt nach diesem Maßstab zu der Bewertung, dass die Beklagte mit 

überwiegender Wahrscheinlich als unmittelbare oder jedenfalls mittelbare Störerin 

verantwortlich ist. Sie hat die Veröffentlichung wenn nicht selbst initiiert oder verfasst so doch 

zumindest mitgetragen und gebilligt. Insoweit reicht für eine mittelbare Störereigenschaft die 

vorherige Billigung der Beklagten einer Veröffentlichung ihres Erfahrungsberichts auf den 

betreffenden Internetseiten aus, auch wenn dieser nicht von der Beklagten persönlich verfasst 

und nicht von dieser technisch auf den Seiten eingestellt worden sein sollte. 

Das beruht auf folgender Würdigung der vorgelegten Glaubhaftmachungsmittel, Erklärungen 

der Parteien sowie Indizien. 

Technische Anhaltspunkte für eine Beteiligung der Beklagten liegen nicht vor. Die Beiträge sind 

anonym verfasst, so dass sich aus ihnen die Urheberschaft einer bestimmten Person nicht 

erkennen lässt. Auch die bei der Weiterleitung der Berichte verwendete Emailadresse bei 

proton.me beinhaltet keinen Klarnamen. Auch sind die vom Kläger vorgelegten eidesstattlichen 

Versicherungen seiner eigenen Person sowie der insoweit nicht 

aussagekräftig, als diese nicht den Vorgang einer Veröffentlichung durch die Beklagte selbst 

zum Inhalt haben. Entsprechendes gilt für die eidesstattliche Versicherung des vom 

01.07.2026. Allerdings ergibt sich aus dieser, dass eine Beteiligung des an den 

Veröffentlichungen als jemandem, dem die Beklagte die Vorwürfe unstreitig geschildert hat, mit 

überwiegender Wahrscheinlichkeit ausscheidet. Dies ist durch die vorlegte eidesstattliche 
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Versicherung des glaubhaft gemacht. Dieser schildert darin ausführlich seinen 

Kontakt und seine Beziehung zu den Parteien. Seine an Eides Statt versicherte Distanzierung 

von einer Mitwirkung an der Veröffentlichung erscheint glaubhaft. Dies zumal es 

nachvollziehbar erscheint, dass seit Jahren keinen Kontakt zum Kläger hat, was 

auch der Kläger geschildert hat. Demgegenüber ist die Aussagekraft der von der Beklagten 

vorgelegten Anlage AG 1 gering. Es ist nicht klar, welche tatsächlichen Begleitumstände zu 

dieser von der Beklagten seinerzeit veranlassten Abmahnung gegen und dessen 

damaliger Lebensgefährtin geführt haben;  hat auch dazu in seiner hier vorgelegten 

Erklärung im Einzelnen Stellung genommen. Dessen Konfrontation mit der Beklagten ab dem 

Jahr 2023 schmälert nicht die Werthaltigkeit seiner eidesstattlichen Erklärung in dem hier 

maßgeblichen Punkt einer nicht gegebenen Beteiligung de an der Verbreitung oder 

Veröffentlichung der Vorwürfe gegen den Kläger im Internet. Die gegenteilige Annahme der 

Beklagten, wonach  die gegen den Kläger gerichteten Vorwürfe weiterverbreitet 

habe, ist damit entkräftet.  

Die Vertrauenspersonen und , denen die Beklagte von den Vorwürfen berichtet 

hat ( ), scheiden als Urheber der 

Veröffentlichungen nach unbestritten gebliebener Darstellung der Beklagten aus.  

Dem Kläger nahe stehende oder ihm wohlgesinnte Personen scheiden als Verfasser ebenfalls 

aus, für eine derartige lebensfremd erscheinende Annahme ergeben sich keinerlei 

Anhaltspunkte. Das betrifft nicht nur die des Klägers, sondern auch die 

Es bleibt damit entweder die Beklagte selbst oder eine unbekannte dritte Person als Verfasser 

/ Verfasserin der Beiträge. Die Kammer hält ersteres für überwiegend wahrscheinlich. 

Als erstes – allerdings schwaches – Indiz für eine Beteiligung der Beklagten an den 

Veröffentlichungen erscheint dem Gericht der Umstand, dass die Vorwürfe in den 

beanstandeten Texten in der „Ich“-Erzählform berichtet werden. Diese Erzählweise verstärkt 

den Eindruck der Glaubhaftigkeit als unmittelbarer Erfahrungsbericht kann daher vom Verfasser 

/ der Verfasserin auch bewusst eingesetzt worden sein, um einen bestimmten Effekt bei der 

Leserschaft zu erzielen. Da dies auf Portalen geschieht, die ihrerseits eine Schutzzone für 

anonyme Veröffentlichungen bieten und die den von Veröffentlichung Betroffenen eine 

Erreichbarkeit von Verantwortlichen – wie von der Klägervertreterin im Termin beschrieben – in 

technischer und juristischer Sicht erschweren, ist dies ein relativ risikoloser Weg, über erlittene 

Gewalterfahrungen aus eigener Anschauung unter namentlicher Benennun   zu 

berichten. Entsprechendes gilt für die Weiterleitung der Berichte über ein namen 

auf dem Emailprovider Proton.  
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Als ein die Beklagte besonders belastendes Indiz erscheint dem Gericht der folgende 

Zusammenhang: Einerseits bestreitet die Beklagte, mit den Veröffentlichung irgendetwas zu 

tun zu haben. Andererseits erklärt sie, dass die darin unterbreiteten Behauptungen von 

Misshandlungen zuträfen. Es handelt sich ihrer Darstellung zufolge um ihre höchstpersönliche 

Erfahrung von Leiden und Misshandlungen, die der Kläger ihr in den 90er Jahren zugefügt 

haben soll. Die Schilderung ihres Martyriums in den veröffentlichten Beiträgen ist allerdings 

derart detailreich, umfassend und konkret, dass es für das Gericht kaum vorstellbar erscheint, 

dass jemand Drittes diesen Text ohne eine Kenntnis dieser Vorgänge „aus erster Hand“ hätte 

verfassen können. Es ist zwar gut denkbar, dass jemand Drittes von der Gewalterfahrung der 

Beklagten, die diese mit dem Kläger gemacht haben will, zu irgendeinem Zeitpunkt (von Dritter 

Seite) gehört hat, und diese nun unter fremder Identität anonym veröffentlicht, um eine vom 

Kläger ausgehende Gewaltanwendung publik zu machen. Das mag mit dem ersten Outcall 

gegen den Kläger aus März 2026 (Anlage AG3) in Verbindung gebracht werden, wie es im 

einleitenden Passus der Veröffentlichungen auf „indymedia“ (Bl. 14 dA) und „Tumulte.org“ (Bl. 

17) ausdrücklich heißt. In dem Fall wäre aber zu erwarten gewesen, dass die Gewalterfahrung 

im Detail abweichend oder eher allgemein beschrieben wird und jedenfalls nicht mit derart 

vielen – nach Darstellung der Beklagten zutreffenden – Detailschilderungen angereichert ist wie 

in den streitgegenständlichen Berichten geschehen. So haben etwa der der Beklagten 

sowie ihr in ihrer eidesstattlichen Versicherung die ihnen seinerzeit 

zugetragenen Gewaltanwendungen und Misshandlungen durch den Kläger eher in allgemeiner 

Form beschrieben. Dass die Veröffentlichung durch eine dritte Person ohne Mitwirkung und 

Billigung durch die Beklagte erfolgt ist, wie es der Logik der Darstellung der Beklagten 

entspricht, erscheint als ein unrealistisches Szenario. Mündlich weitergegebene Berichte 

erfahren nach allgemeiner Lebenserfahrung im Laufe der Jahrzehnte Verdichtungen, 

Weglassungen und ggf. Hinzufügungen. Dass jemand Drittes die Misshandlungen und 

Gewalterfahrungen in derart umfassender, detailreicher Weise Jahrzehnte später ohne Wissen 

und Wollen und ohne Autorisierung der Beklagten verfasst und veröffentlicht, erscheint bei 

lebensnaher Betrachtung fernliegend. Das gilt jedenfalls vor dem Hintergrund, dass die 

Veröffentlichungen auch in den Details der Wahrheit entsprechen, was die Beklagte geltend 

macht.  

Es ist überwiegend wahrscheinlich, dass die Beklagte die Veröffentlichungen zuvor gebilligt und 

autorisiert hat. Die Kammer erachtet es nach praktischer Lebenserfahrung für ausgeschlossen, 

dass jemand von den Gewalterfahrungen der Beklagten hört und diese in detailgetreuer 

Umsetzung anschließend ohne ihre Zustimmung – also gewissermaßen „im Alleingang“ – 

anonym in Ich-Form veröffentlicht. Die Beklagte vermochte sich auch nicht glaubhaft von einer 

wie auch immer gearteten Mitwirkung an der Veröffentlichung der Texte zu distanzieren. Sie 

hat dies zwar schriftsätzlich und im Termin persönlich erklärt. Sie hat klargestellt, dass sie kein 
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Interesse an einer Veröffentlichung ihrer Gewalterfahrung habe und damit abschließen wolle. 

Eine bei der Würdigung nach § 286 ZPO einzubeziehende eidesstattliche Versicherung der 

Beklagten selbst liegt nicht vor. Aus den von der Beklagten vorgelegten vier eidesstattlichen 

Versicherungen ergibt sich zunächst nicht, dass 

die Beklagte kein Interesse mehr daran habe, den Kläger zu belangen, dass die mit der Sache 

abschließen wolle und kein Interesse an einer weiteren Verbreitung habe. Das mag sich daraus 

erklären, dass es sich um eine innere, höchstpersönliche Einstellung der Beklagten handelt, die 

sie auch ihren Vertrauten nicht offenbart hat. Indes vermochte sie nicht den Widerspruch in ihrer 

Darstellung auszuräumen, den die Kammer darin sieht, dass sie vor nicht allzu langer Zeit noch 

den Versuch unternommen hat, die zu einer Recherche dieser angeblich gemachten 

Gewalterfahrungen mit dem Kläger zu bewegen. Nach der vom Kläger vorgelegten Email der 

Chefredakteurin der vom 29.05.2026 (Bl. 20 dA) sei das daran gescheitert, „da Zweifel an 

der Glaubwürdigkeit der Belege bestanden“. Die Kammer hat keine Anhaltspunkte, an der 

Richtigkeit des Inhalts dieser Email zu zweifeln. Das deckt sich mit der Darstellung des  

in dessen eidesstattlicher Erklärung, wonach der Krankenhausbericht bei den Recherchen 

der Journalisten auf Echtheit überprüft, mit dem Krankenhaus abgeglichen worden und dass er 

eine Fälschung sei. Das erscheint als glaubhafte Darstellung. Die Umstände des Scheiterns 

einer von der Beklagten damals angestrebten Presseveröffentlichung sind von der Beklagten 

auf Nachfrage im Termin nicht weiter offengelegt worden, außer dass es wohl in der Tat an der 

Vorlage glaubhafter objektiver Befunde gemangelt habe. Die Darstellung des „Frau 

agte mir, dass ein angeblicher Freund für die Fälschung verantwortlich war“ (s. 

eidesstattliche Erklärung des ), bestätigte die Beklagte, ohne das weiter zu erläutern.  

c)  

Die Beklagte hat nicht glaubhaft gemacht, dass die streitgegenständlichen Äußerungen, bei 

denen es sich durchweg um ein tatsächliches, dem Beweis zugängliches Geschehen handelt, 

der Wahrheit entsprechen. Da die angegriffenen Äußerungen geeignet sind, den Kläger in der 

öffentlichen Meinung herabzuwürdigen, trägt die Beklagte auf Grund der in das Zivilrecht 

übertragenen Beweislastregel des § 186 StGB die Darlegungs- und Glaubhaftmachungslast 

dafür.  

Die Kammer vermag aufgrund der inhaltlich kollidierenden wechselseitigen Erklärungen nicht 

zu beurteilen, ob die Schilderung der Beklagten über die angeblich erlittene gewalttätige 

Misshandlung durch den Kläger zutrifft oder – wie der Beklagte in seiner eidesstattlichen 

Versicherung erklärt hat – das nicht zutrifft. Die von der Beklagten dazu beigebrachten 

Glaubhaftmachungsmittel in Gestalt der vorgelegten eidesstattlichen Erklärungen des 

, des sowie der und 

wie auch das ärztliche Attest (Anlage AG 7) zeichnen zwar das Bild 
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einer Person, die realen Gewalterfahrungen durch eine männliche Person ausgesetzt gewesen 

ist. Insoweit sind sie von einigem Gewicht. Jedoch ist angesichts der Gegenglaubhaftmachung 

des Klägers in Gestalt dessen eidesstattlicher Erklärung vom 13.06.2026 jedenfalls nicht mit 

überwiegender Wahrscheinlichkeit von der Richtigkeit der Schilderung der Beklagten 

auszugehen. Objektive Anhaltspunkte für die geschilderten Misshandlungen sind in diesem 

Verfahren nicht angeführt und vorgelegt worden. 

d)  

Die Veröffentlichungen greifen in rechtswidriger Weise in das Persönlichkeitsrecht des Klägers 

ein. Da die rufschädigenden Äußerungen nicht erweislich wahr sind, besteht nach Abwägung 

der wechselseitigen grundrechtlich geschützten Rechte und Rechtspositionen der Parteien ein 

Vorrang des Schutzes der Persönlichkeitsrechte des Klägers gegenüber dem Recht auf 

Meinungsäußerungsfreiheit der Beklagten nach Art. 5 GG.  

e)  

Soweit die Beiträge weiterhin veröffentlicht sind, besteht eine gegenwärtige Beeinträchtigung 

der Rechte des Klägers; soweit sie zwischenzeitlich gelöscht sind, besteht eine durch die 

Erstbegehung indizierte Wiederholungsgefahr. Zudem besteht ein Verbreitungsrisiko durch 

Teilen oder Weiterleiten der Beiträge, dem durch ein Unterlassungsanspruch zu begegnen ist. 

f)  

Die Ordnungsmittelandrohung folgt aus § 890 ZPO. 

 g) 

Der nach Schluss der mündlichen Verhandlung eingereichte Schriftsatz des 

Beklagtenvertreters vom 06.07.2026 gibt keine Veranlassung für eine hiervon abweichende 

Bewertung.  

Der Einwand der Unmöglichkeit greift nicht durch. Unabhängig von einer technischen 

Zugriffsmöglichkeit des Störers auf die in Rede stehenden Inhalte der Internetseiten ist der 

Unterlassungsschuldner verpflichtet, alles Zumutbare zu tun, um den rechtswidrigen 

Störungszustand zu beseitigen. Denn eine Unterlassungsverpflichtung erschöpft sich nicht in 

bloßem Nichtstun. Sie umfasst vielmehr auch die Vornahme von Handlungen zur Beseitigung 

eines zuvor geschaffenen Störungszustandes, wenn allein dadurch dem Unterlassungsgebot 

eistet werden kann. Der Schuldner hat deshalb alles zu tun, was im konkreten Fall 

h und zumutbar ist, um ungen des Unterlassungsgebotes zu 

rn. Die Verpflichtung zur Un Handlung, durch die ein fortdauernder 
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Störungszustand geschaffen wurde, ist daher mangels abweichender Anhaltspunkte 

regelmäßig dahin auszulegen, dass sie nicht nur die Unterlassung derartiger Handlungen, 

sondern auch die Vornahme möglicher und zumutbarer Handlungen zur Beseitigung des 

Störungszustands umfasst. Der Unterlassungsschuldner muss einen durch ihn (mit-

)geschaffenen Störungszustand aktiv beseitigen (OLG Celle, Beschluss vom 21.08.2017, Az. 

13 W 45/17). Dazu gehört bei im Internet veröffentlichten Beiträgen auch das aktive Hinwirken 

auf die Löschung. 

2.  

Ein Verfügungsgrund ist gegeben. Die Angelegenheit ist dringlich und bedarf der Klärung im 

Wege einstweiliger Verfügung. Ein Zuwarten bis zu einer Entscheidung in der Hauptsache ist 

für den von den Veröffentlichungen gegenwärtig – oder bei derzeit erfolgter Löschung 

zumindest potentiell – betroffenen Kläger nicht zumutbar. 

III. 

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 91 ZPO.  

Die Streitwertfestsetzung erfolgt auf Grundlage des geschätzten Interesses des Klägers an der 

Unterlassung unter Berücksichtigung eines Abschlags für die Vorläufigkeit der Regelung.  

IV. 

Es ergeht abschließend der rechtliche Hinweis, dass eine Amtszustellung der einstweiligen 

Urteilsverfügung nicht genügt (Zöller-Vollkommer, ZPO, 33. Aufl., § 929 Rn. 18 mwN; 

Anders/Gehle/Becker, 84. Aufl. 2026, ZPO § 936 Rn. 5, beck-online, mwN. Schüttpelz, Einstw. 

Verfügung, 5. Aufl. 2026, Rn. 581 f, beck-online). Für die Wirksamkeit des Unterlassungstitels 

bedarf es der Zustellung der einstweiligen Verfügung im Parteibetrieb. 

 
 

 


